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Einleitung 

Die Europäische Union ist längst nicht mehr nur eine supranationale Einrich-
tung zur Regulierung grenzüberschreitenden Handels, die sie möglicherweise 
früher einmal war. Sie hat sich mehr als 60 Jahre nach der Unterzeichnung der 
römischen Verträge zunehmend auch zu einem Ort erheblicher politischer Aus-
einandersetzungen entwickelt. Die Debatten zu internationalen Freihandelsab-
kommen, zur gemeinsamen Wirtschafts- und Währungspolitik oder die euro-
päische Asyl- und Migrationspolitik sind nur die prominentesten Beispiele vie-
ler weiterer Auseinandersetzungen, die zunehmend die Organe der Europäi-
schen Union erfassen. Dabei werden die Union und ihre Institutionen mit ihren 
traditionell stark konsensorientierten Willensbildungsverfahren nicht selten 
selbst zum Gegenstand politischer-ideologischer Kontroversen, die unter an-
derem die fehlenden institutionellen Kanäle zur (sichtbaren) Ausübung politi-
scher Opposition auf Unionsebene kritisieren.1 Ob es sich bei den erwähnten 
Debatten tatsächlich um eine neuere Entwicklung auf Unionsebene handelt o-
der ob politische Antagonismen schon immer auch Teil der Willensbildungs-
verfahren der Union waren, ist fraglich. Was zumindest zweifelsfrei die Ge-
genwart der Union auszeichnet, ist, dass politische Gegensätze auf Unions-
ebene stärker als bisher auch aus einer Außenperspektive wahrnehmbar sind 
bzw. eine vergrößerte (medienwirksame) Resonanz in der Öffentlichkeit ge-
nießen. 

Diese Entwicklung soll daher zum Anlass genommen werden, Opposition 
als einen besonderen Aspekt politischer Antagonismen verfassungsrechtlich 
näher zu untersuchen. Ziel dieser Arbeit ist es, den Umgang des europäischen 
Verfassungsrechts mit Oppositionsphänomenen zu beschreiben und zu bewer-
ten. Dieser Umgang meint, welchen konkreten Stellenwert und welchen insti-
tutionellen Wirkradius politischer Opposition durch das Organisationsverfas-
sungsrecht der Europäischen Union bei der Ausübung politischer Herrschaft 
zugewiesen wird. Ist die Union ähnlich wie ihre Mitgliedstaaten grundsätzlich 
in der Lage, politischen Widerspruch institutionell abzubilden? Welche Bedeu-
tung genießt oppositionelles Verhalten grundsätzlich in der verfassungsnorma-
tiven Konzeption von Herrschaft auf Unionsebene? Kann politische Opposi-
tion grundsätzlich jenseits des demokratischen Verfassungsstaats überhaupt 
konzeptualisiert werden? Steht die Ausübung von politischer Opposition auf 
Unionsebene unter einem besonderen Schutz oder verhält sich das Unionsrecht 

 
1 Neunreither, Government & Opposition 33 (1998), 419 (440). 
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einer Opposition in den politischen Willensbildungsverfahren gegenüber indif-
ferent?  

In den folgenden fünf Kapiteln dieser Arbeit soll versucht werden, diese 
Fragen zu beantworten. Der erste Teil der Arbeit konzentriert sich dabei auf 
die konzeptionellen und theoretischen Grundlagen der Analyse politischer Op-
position im europäischen Verfassungsrecht. Hierdurch sollen Grundlagen er-
arbeitet werden, um politische Opposition überhaupt zum Gegenstand der Un-
tersuchung machen zu können. Es muss zunächst grundsätzlich geklärt werden, 
was politische Opposition inhaltlich kennzeichnet, wie Opposition insbeson-
dere im Organisationsverfassungsrecht der Union beschrieben werden könnte 
und ob bestimmte Institutionen oder Organe der Union eine besondere Rele-
vanz für die Artikulation von politischer Opposition aufweisen. Mit diesem 
konzeptionellen Gerüst soll sodann im zweiten Kapitel der Arbeit untersucht 
werden, ob die verfassungsrechtliche Grundfiguration politischer Herrschaft 
auf Unionsebene die grundlegenden Voraussetzungen erfüllt, um politische 
Opposition zum Objekt einer weiteren verfassungsrechtlichen Untersuchung 
machen zu können. Dies umfasst auf der einen Seite eine Zuordnung und De-
finition von verfassungsrechtlichen Akteuren als politische Opposition und auf 
der anderen Seite eine Beschreibung des grundsätzlichen Verhältnisses von 
Herrschaft und Opposition in der verfassungsrechtlichen Organisation politi-
scher Herrschaft durch die Union. Mit diesen Ergebnissen können sodann im 
Anschluss die grundlegenden Bedingungen und der Umfang des Aktionsradius' 
politischer Opposition in den Organen der Union in Kapitel drei und vier be-
schrieben werden. Die Untersuchung schließt mit einem fünften Kapitel, das 
den spezifischen Rechtsschutzmöglichkeiten politischer Opposition auf Uni-
onsebene gewidmet ist. 



  

Kapitel 1 

Theoretische Grundlegungen politischer Opposition 

Es bedarf zunächst einer Antwort auf die Frage, was der Begriff politische Op-
position inhaltlich kennzeichnen soll. Opposition lässt sich als diejenige Kraft 
in einem politischen System beschreiben, die einen Gegenpol zu den jeweils 
herrschenden Akteuren und deren Politik bildet. Ausgehend von dieser sehr 
allgemeinen Definition eröffnet sich ein nahezu unübersichtliches Feld an Op-
positionsbegriffen. Die terminologische Spanne reicht von oppositionellen Wi-
derstandsgruppen bis hin zu systemimmanenten Oppositionsformen innerhalb 
politischer Institutionen.1 Ein einendes Element dieser Begriffsvarianz stellt 
jedoch das Referenzsubjekt oder Referenzobjekt von Opposition dar, da diese 
stets in einem untrennbaren Zusammenhang zur Herrschaft steht und auf diese 
fixiert ist. Opposition wird somit auch immer selbst zu einem festen Bestand-
teil eines politischen Systems, ganz gleich, ob diese sich im Widerspruch zum 
System insgesamt oder nur spezifisch zu den jeweils Herrschenden befindet.2 

Die Bedingungen, zu denen politische Herrschaft und Opposition in einer 
freiheitlichen Demokratie ausgeübt wird, speisen sich im demokratischen Ver-
fassungsstaat zuvörderst aus dem normativen Gehalt der Verfassung. Der Op-
positionsbegriff weist daher neben einer politischen somit auch eine verfas-
sungsrechtliche Dimension auf. Versucht man, institutionelle respektive sys-
teminterne Oppositionsformen einer verfassungsrechtlichen Analyse zu unter-
ziehen, so bedarf es einer groben Verdeutlichung, welcher Akteur in welcher 
Institution und in welcher Situation unter einen Oppositionsbegriff gefasst wer-
den könnte. Vor dem Hintergrund, dass Opposition einen Gegenpol zu den 
Macht ausübenden Institutionen und Akteuren bildet, ist eine begriffliche Zu-
ordnung von Herrschaft und Opposition innerhalb der politischen Willensbil-
dungsprozesse im Organisationsverfassungsrecht erforderlich.  

Diese Abgrenzung ist naturgemäß kein exklusiv verfassungsrechtliches 
Thema, sondern weist auch eine politikwissenschaftliche Dimension auf. Die 
Politikwissenschaft stellt gleichfalls Begriffs- und Abgrenzungskonzepte zur 
Verfügung, die eine Grundlage für eine verfassungsnormative Auseinanderset-
zung mit Opposition innerhalb politischer Entscheidungsprozesse bilden kön-

 
1 Einen Überblick über Opposition als Forschungsgegenstand bei Ingold, Das Recht der 

Oppositionen, S. 58 ff. und Helms, Politische Opposition, S. 16 ff. 
2 Dass bereits die Oppositionsperspektive auf ein politisches System theoretisch nicht un-

umstritten war, lässt sich am Beispiel der frühen Phase der Bundesrepublik Deutschland bei 
Meinel, in: Zeitschrift für Ideengeschichte, Heft XIII/3, 2019, 36 ff. nachvollziehen. 
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nen. Insbesondere in rechtlichen Kontexten kann ein Rückgriff auf politikwis-
senschaftliche Ergebnisse und Theorien hilfreich sein, da der Verfassungstext 
selbst häufig nur eine unvollständige Orientierung anbietet, sodass die Verfas-
sungsvorschriften mit diesen Erkenntnissen angereichert werden können. 3 
Demnach sollen für die Untersuchung von Oppositionsphänomenen im politi-
schen Herrschaftssystem der EU die Erkenntnisse der politikwissenschaftli-
chen und verfassungsrechtlichen Oppositionsforschung gleichermaßen heran-
gezogen werden, um eine taugliche begriffliche Vorstellung von politischer 
Opposition für die Analyse in dieser Arbeit zu entwickeln. 

A. Oppositionsbegriffe jenseits des Staates 
A. Oppositionsbegriffe jenseits des Staates 

Die Bedeutung des Wortes Opposition im weiteren Sinne geht auf das spätla-
teinische Wort oppositio zurück, was so viel wie das Entgegengesetzte oder 
Entgegenstellen bedeutet.4 Darüber hinaus beschreibt der Oppositionsbegriff 
spätestens seit der Geburtsstunde des englischen Parlamentarismus im 17. Jahr-
hundert politische Phänomene und wird hauptsächlich, aber nicht ausschließ-
lich, sowohl in der Politik- als auch in der Rechtswissenschaft als erkenntnis-
leitender Terminus gebraucht.5 Obwohl in beiden Disziplinen politische Oppo-
sition seit Langem selbst zentrales Objekt wissenschaftlicher Fragestellungen 
ist, haben bis heute terminologische Abgrenzungs- und Eingrenzungsfragen 
zur Opposition nichts an ihrer Schwierigkeit verloren. Die Definitionsversuche 
der Wissenschaft, Opposition als Akteur oder Prozess im verfassungspoliti-
schen Zusammenhang in unterschiedlichen politischen Systemen zu fassen, ha-
ben eine Vielzahl von Oppositionsbegriffen hinterlassen. Um sich dem Oppo-
sitionsbegriff anzunähern, sollen daher ausgewählte Begriffsbildungen in der 
Rechtsprechung und Forschung dargestellt sowie hinsichtlich ihres Rezepti-
onspotentials für den unionsrechtlichen Kontext kritisch gewürdigt werden. 

Für die vorliegende Analyse muss ein Oppositionsbegriff zwei wesentliche 
Anforderungen erfüllen. Zunächst sollte ein Oppositionsbegriff so konturiert 
sein, dass er taugliche Abgrenzungs- und Definitionsmerkmale liefert, um als 
erkenntnisleitende Kategorie im unionsrechtlichen Kontext fungieren zu kön-
nen. Dementsprechend wird ein Oppositionsbegriff für die EU zuvörderst als 
Analyseraster verstanden, der es ermöglicht, in den Entscheidungsprozessen 
der Union den besonderen verfassungspolitischen Bezugsrahmen politischer 

 
3 So Grimm, in: ders. (Hrsg.), Rechtswissenschaft und Nachbarwissenschaft, S. 53, 56; 

ebenso Volkmann, ZParl 2017, 473, 474 f. 
4 Vgl. zur Genese des Oppositionsbegriffs Euchner, in: ders. (Hrsg.), Politische Opposition 

in Deutschland und im internationalen Vergleich, S. 7 ff. und Ingold, Das Recht der Oppositi-
onen, S. 3 ff. 

5 Zur Entwicklung der parlamentarischen Opposition in England seit dem 17. Jahrhundert 
vgl. Bode, Ursprung und Begriff der parlamentarischen Opposition, S. 16 ff. 
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Opposition zu identifizieren, der dann im Rahmen der Auslegung und Anwen-
dung des einschlägigen Unionsrechts berücksichtigt werden muss oder kann. 
Weiterhin sollte eine einseitige und vorschnelle Fixierung auf bestimmte insti-
tutionelle Erscheinungsformen von Opposition vermieden werden. Der Oppo-
sitionsbegriff bedarf daher einer gewissen Flexibilität und Offenheit, um den 
besonderen Strukturen politischer Herrschaft auf Unionsebene gerecht werden 
zu können. Der überwiegende Teil der Oppositionsforschung hat dabei am Bei-
spiel der westlichen Demokratien bereits diverse Oppositionsbegriffe erarbei-
tet,6 die sich meistens am klassischen Antagonismus zwischen Regierungs-
mehrheit und parlamentarischer Minderheit im Parlament ausrichten, dessen 
Ursprung im britischen Westminster-System begründet ist.7 Die besonderen 
verfassungsrechtlichen Bedingungen des jeweiligen politischen Systems be-
stimmen auch die Intensität der Auseinandersetzung mit der Opposition als 
verfassungspolitische Größe.8 Zudem ist in nur wenigen Verfassungen Oppo-
sition überhaupt ausdrücklich rechtlich anerkannt und positivrechtlich veran-
kert.9 Schließlich ist ein Oppositionsschutz ebenso gar nicht oder lediglich ver-
einzelt in den Geschäftsordnungen der Parlamente sowie durch ungeschriebe-
nen Konventionen geregelt.10  

Eine Verwendung dieser Oppositionsbegriffe aus dem staatlichen Kontext 
ist daher im Hinblick auf die Union fraglich oder setzt voraus, dass man das 
politische System der EU mehr oder weniger als Abbild einer der bisher unter-
suchten westlichen Demokratien begreift. Inwieweit die EU bzw. deren insti-
tutionelle Struktur in Anlehnung an die überkommenen staatlichen Kategorien 

 
6 Vgl. statt aller die länderspezifischen Oppositionsanalysen in: Dahl, Political Oppositions 

in Western Democracies; Helms, Politische Opposition; Oberreuter (Hrsg.), Parlamentarische 
Opposition; King, in: Norton (Hrsg.), Legislatures, S. 208 ff.; Jan, Pouvoirs – Revue française 
d’études constitutionnelles et politiques 2004, 23, 29 ff. 

7 Zum Oppositionsverständnis in den sog. Westminster-Demokratien vgl. auch Kaiser, The 
Journal of Legislative Studies 14 (2008), 20, 20 ff. sowie Neunreither, Government & Oppo-
sition 33 (1998), 419, 421. 

8 Vgl. bspw. die Oppositionsforschung für Deutschland: Ingold, Das Recht der Oppositio-
nen; Haberland, Die verfassungsrechtliche Bedeutung der Opposition nach dem Grundgesetz; 
Cancik, Parlamentarische Opposition in den Landesverfassungen; Waack, in: Mor-
lok/Schliesky/Wiefelspütz (Hrsg.), Parlamentsrecht, § 22, Rn. 32 ff. sowie BVerfGE 142, 25; 
Frankreich: Carcassonne, in: Rozenberg/Thiers (Hrsg.), L'opposition parlementaire, S. 85 ff.; 
Vidal-Naquet, Revue francaise de droit constitutionnel 77 (2009), 153 ff.; Vereinigtes Kö-
nigreich: Pollard/Parpworth/Hughes, Constitutional and administrative law, S. 202 ff.; Bar-
nett, Constitutional and administrative law, S. 76 u. 306 f.; Loughlin, in: Bogdandy/Vil-
lalón/Huber (Hrsg.), Handbuch Ius Publicum Europeaum, Bd. I, S. 217 ff.; USA: Dion, Turn-
ing the legislative thumbscrew; Steffani, Parlamentarische und präsidentielle Demokratie, 
S. 213 ff. 

9 Zwei europäische Verfassungen enthalten Regelungen, die sich direkt auf die Opposition 
beziehen: Frankreich, Art. 51–1 Constitution de la République française u. Portugal, Art. 114 
Constituição da Repúpblica Portuguesa. 

10 So Venice Commission, S. 19 ff. und Gilles, Revue du droit public 2006, 1347, 1350 ff. 
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beschrieben werden kann, ist jedoch zweifelhaft.11 Am ehesten wird man die 
EU als ein Mischsystem bzw. eine Organisation politischer Herrschaft sui ge-
neris betrachten können, die verschiedene Elemente bisheriger politischer Sys-
teme verbindet und eine Vielzahl von Entscheidungszentren auf unterschiedli-
chen Ebenen aufweist.12 Vor diesem Hintergrund ist jedoch das Transferpoten-
zial der Oppositionsbegriffe aus den staatlichen Demokratien für das 
„Mehrebenensystem“ der EU zwar nicht gänzlich ausgeschlossen, jedoch sehr 
begrenzt.13 Die Analyse bereits entworfener Oppositionsbegriffe und die Un-
tersuchung ihres Transferpotentials in Bezug auf den EU-Kontext beschränkt 
sich daher auf transnationale, internationale oder eigens für die EU formulierte 
Oppositionsbegriffe. 

I. Oppositionsbegriffe in der vergleichenden Politikwissenschaft und im 
Rechtsvergleich 

Die Ergebnisse der vergleichenden Systemforschung und des Rechtsvergleichs 
können möglicherweise Aufschluss darüber geben, was politische Opposition 
im Kern und unabhängig vom jeweiligen politischen System definiert. Ein sys-
temübergreifender Begriff politischer Opposition oder auch nur Begriffsele-
mente könnten eine brauchbare Schablone für die hier beabsichtigte Analyse 
sein, um Opposition auf EU-Ebene zu beschreiben. 

1. Oppositionsbegriffe in der vergleichenden Politikwissenschaft 

a) Oppositionsbegriffe ohne institutionellen Bezugsrahmen 

Eine Reihe von Oppositionsbegriffen, die überwiegend Opposition losgelöst 
von einem bestimmten institutionellen Rahmen definieren, wurden durch die 
vergleichende Politikwissenschaft entwickelt. Dieser Ansatz schien lange ge-
radezu notwendig, da für den Systemvergleich ein offenerer Oppositionsbe-
griff erforderlich ist, um einen komparatistischen und systemübergreifenden 
Zugriff auf Oppositionsphänomene zu ermöglichen.14 Robert A. Dahl begrün-
dete mit dem von ihm editierten Sammelband Political Oppositions in Western 

 
11 Vgl. hierzu auch Lijphart, Patterns of democracy, S. 42 ff., der die EU als ein eigenes 

politisches System unabhängig von den bisherigen westlichen Demokratien begreift; ebenso 
Neunreither, Government & Opposition 33 (1998), 419, 420; Helms, The Journal of Legislative 
Studies 14 (2008), 212, 214 sowie Thierse, Governance und Opposition im Europäischen Par-
lament (im Folgenden "Governance und Opposition"), S. 64 ff. m. w. N. zur Debatte um die 
Kategorisierung des politischen Systems der EU. 

12 So auch: Lijphart, Patterns of democracy, S. 42; Neunreither, Government & Opposition 
33 (1998), 419, 420 sowie Dialer/Maurer/Richter, Handbuch zum Europäischen Parlament, 
S. 33. 

13  Zu staatsrechtlichen Begriffen im EU-Kontext vgl. von Bogdandy, in: Brenner/Hu-
ber/Möstl (Hrsg.), Der Staat des Grundgesetzes – Kontinuität und Wandel, S. 1033, 1037. 

14 So auch Thierse, Governance und Opposition, S. 36. 
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Democracies die Grundlage der vergleichenden Oppositionsforschung.15 Er 
entwarf mit seinen „Patterns of Oppositions“ erstmals eine Oppositionstypolo-
gie, die aus einem Systemvergleich der damaligen westlichen Demokratien re-
sultierte.16 Abgesehen von seiner umfassenden länderspezifischen Oppositi-
onskategorien verhalf Dahl einem Oppositionsbegriff jedoch nur ansatzweise 
zu trennscharfen Konturen. So wurde Opposition durch diesen als jedweder 
Widerstand gegen die Politik der Regierung verstanden,17 um möglichst auch 
Widerstandsgruppen und außerparlamentarische Oppositionsbewegungen in 
nicht demokratischen Systemen erfassen zu können.18 Laut Dahl lässt sich Op-
position wie folgt definieren: Wenn A in einem bestimmten Zeitraum die Ge-
schicke der Regierung in einem politischen System bestimmt und B während 
dieses Zeitraums keinen Einfluss auf die Regierung hat sowie die Politik der 
Regierung durch A ablehnt, dann ist B die Opposition.19 Diese Vorstellung von 
Opposition ist noch sehr vage und beschreibt Opposition lediglich als ein poli-
tisches Gegengewicht zur Regierung.  

Die vergleichende politikwissenschaftliche Literatur entwarf mit zum Teil 
sehr unterschiedlichen Terminologien weitere Kategorisierungen. 20  Neben 
dem Verständnis von einer fest institutionalisierten Opposition wurde diese 
auch mit dem Begriff des sog. Issue-orientierten Oppositionsmodus beschrie-
ben.21 Dieser indiziert, dass ein Oppositionsbegriff sich nicht zwangsläufig auf 
fest institutionalisierte Oppositionsformen beschränken muss. Denn gerade die 
sog. Issue-orientierten Oppositionsformen seien dadurch gekennzeichnet, dass 
eine Vielzahl von Akteuren die Rolle der Opposition übernehmen würde.22 In 
Anbetracht der Schwierigkeiten einer einheitlichen Erfassung verschiedener 
Oppositionsformen plädieren Stimmen in der vergleichenden Systemforschung 

 
15 Dahl, Political Oppositions in Western Democracies. 
16 Dahl, Political Oppositions in Western Democracies, S. 332 ff. 
17  So Dahl, Political Oppositions in Western Democracies, S. xviii ff.; ebenso Blondel, 

Government & Opposition 32 (1997), 462, 463. 
18 Siehe Euchner, in: ders. (Hrsg.), Politische Opposition in Deutschland und im internatio-

nalen Vergleich, S. 14 f. 
19 Dahl, Political Oppositions in Western Democracies, S. xvi. 
20 Vgl. auch die Oppositonstyplogien bei: Blondel, Government & Opposition 32 (1997), 

462 ff.; Oberreuter, in: ders. (Hrsg.), Parlamentarische Opposition, S. 20 f., der zwischen issue-
orientierter, kooperativer und kompetitiver Opposition unterscheidet; Steffani, in: Röh-
ring/Sontheimer/Röhring-Sontheimer (Hrsg.), Handbuch des deutschen Parlamentarismus, 
S. 314 ff.; King, in: Norton (Hrsg.), Legislatures, 208 ff.; Kirchmeier, Social Research 24 
(1957), 127 ff. 

21 Dies ist ein Oppositionsmodus, der sich lediglich sachorientiert von Dossier zu Dossier 
neu und unterschiedlich formiert, zu diesem Begriff m. w. N. auch Oberreuter, in: ders. 
(Hrsg.), Parlamentarische Opposition, S. 20 f.; Dahl, Political Oppositions in Western Democ-
racies, S. 344 f.; Thierse, Governance und Opposition, S. 65. 

22 Ähnlich auch King, in: Norton (Hrsg.), Legislatures, S. 208 ff., der jedoch diese Form der 
Opposition als „Non-party-“ oder Cross-party-Modus“ bezeichnet. 
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ebenso dafür, Opposition nur noch im Zusammenhang mit dem jeweiligen po-
litischen System zu definieren, in dem diese agieren.23 Schließlich wird vertre-
ten, dass der Oppositionsbegriff gar kein selbstständiges politisches Phänomen 
bezeichnet und der Begriff nur Sinn als Moment der Unterscheidung von Re-
gierung und Opposition ergibt.24 In diese Richtung zielt auch die Ansicht, die 
Opposition als spezifischen Modus innerhalb der Beziehung zwischen der Exe-
kutive und der Legislative begreift.25 Neuere Vorschläge, die für eine Neuaus-
richtung der allgemeinen Oppositionstheorien und Oppositionsbegriffe insge-
samt eintreten, verlangen ebenso einen sehr weiten Oppositionsbegriff.26 Hier-
nach soll ein Oppositionsbegriff ebenfalls jeden Widerspruch zur Regierung 
oder dessen Politik, zur politischen Elite oder dem jeweiligen politischen Sys-
tem als Ganzes umfassen, solange der Widerspruch öffentlich gemacht werde 
und durch organisierte Akteure betrieben würde.27 Vereinzelt wurde der Ver-
such unternommen, einem offeneren Oppositionsbegriff exaktere Konturen zu 
verleihen und dessen definitorischen Umfang einzugrenzen. So formulierte 
bspw. Oberreuter Opposition „als eine abgrenzbare Position im Willensbil-
dungsprozeß entwickelter und stabilisierter, heute mit Sicherheit demokrati-
scher politischer Systeme“ und plädiert somit für eine Begrenzung des Oppo-
sitionsbegriffs auf freiheitlich sowie demokratisch verfasste politische Sys-
teme.28 Hiermit bleibt gleichwohl noch offen, wie diese „abgrenzbare Position“ 
im Willensbildungsprozess definiert werden kann und wie diese sich artikulie-
ren muss. 

In Bezug auf die weiten Oppositionsbegriffe der Oppositionsforschung ist 
festzustellen, dass diese zu divers und ungenau sind, um als Analysegerüst für 
Oppositionsphänomene in nicht staatlichen Kontexten fungieren zu können. 
Dennoch haben diese Definitionsansätze gezeigt, dass politische Opposition 
nicht ausschließlich in Abhängigkeit institutioneller Determinanten beschrie-
ben werden kann.  

b) Institutionelle Oppositionsbegriffe 

Neben den sehr weiten Oppositionsbegriffen wird politische Opposition auch 
vergleichend in einem institutionellen Kontext beschrieben. In der Literatur 
besteht jedoch bezüglich der Frage, wie institutionelle und nicht-institutionelle 

 
23 So Jan, Pouvoirs – Revue française d’études constitutionnelles et politiques 2004, 23, 38, 

der Opposition ebenfalls sehr allgemein definiert: “l’opposition se présente comme une posi-
tion reconnue d’un groupe au sein d’un régime politique en compétition pour l’accession légale 
au pouvoir et son exercice pacifique“. 

24 Luhmann, Zeitschrift für Politik 36 (1989), 13 ff. 
25 Zum sog. „opposition mode“ siehe auch King, in: Norton (Hrsg.), Legislatures, S. 216 ff. 
26 Vgl. auch Brack/Weinblum, Interdisciplinary Political Studies 1 (2011), 69 ff. 
27 Brack/Weinblum, Interdisciplinary Political Studies 1 (2011), 69, 74. 
28 Oberreuter, in: ders. (Hrsg.), Parlamentarische Opposition, S. 12. 
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Oppositionsformen voneinander abzugrenzen seien, Uneinigkeit.29 Dabei be-
schränkt sich die Mehrheit der institutionellen Oppositionsdefinitionen auf die 
parlamentarische Opposition, mit jeweils mehr oder weniger übereinstimmen-
den Definitionen.30 Unter parlamentarischer Opposition wird überwiegend der 
durch die parlamentarische Minderheit institutionalisierte und dauerhafte Ge-
genspieler zur Regierungsmehrheit und Regierung verstanden,31 wobei selbst 
in Bezug auf die parlamentarische Opposition selten Einigkeit besteht, wann 
genau eine Gruppe von Abgeordneten eine Opposition darstellt oder aber die 
Regierung lediglich toleriert.32 Ausgehend hiervon stellt die parlamentarische 
Opposition eine feste Größe als Vergleichsparameter innerhalb der verglei-
chenden Oppositionsforschung dar, sodass weitere Kategorisierungen häufig 
mit dem Bezug auf die parlamentarische Opposition exemplifiziert werden. So 
wird z. B. bei Steffani die parlamentarische Opposition als Referenzform her-
angezogen, die entsprechend Steffanis Kategorisierung jeweils systemkon-
form, systemkonträr, parlamentarisch oder vorparlamentarisch wirken kann.33 
Jenseits des Wirkungsbereichs der Opposition im Parlament werden nur von 
wenigen Autoren alternative Oppositionsformen innerhalb des institutionellen 
Rahmens politischer Systeme unter einen erweiterten Oppositionsbegriff sub-
sumiert.34 Teilweise werden z. B. die Plebiszite in der Schweiz, aber auch der 
US-Präsident als alternative Artikulationsformen der Opposition verstanden.35 
Danach soll ein erweiterter Oppositionsbegriff nicht nur Oppositionsformen 
einbeziehen, die sich über eigens hierfür eingerichtete institutionelle Kanäle 
äußern, sondern weitere atypische Oppositionsformen.36  

Einen systemübergreifenden Oppositionsbegriff versuchte Ingold zu entwi-
ckeln, dessen Untersuchungen zwar von einem verfassungsrechtlichen Er-
kenntnisinteresse aus deutscher Perspektive geleitet werden, der jedoch mit 
seiner juristischen Analyse die Ergebnisse der politikwissenschaftlichen Op-
positionsforschung nicht lediglich rezipiert, sondern aus einer Gesamtschau 

 
29 Helms, Politische Opposition, S. 12. 
30 Siehe Steffani, in: Röhring/Sontheimer/Röhring-Sontheimer (Hrsg.), Handbuch des deut-

schen Parlamentarismus, S. 314 f.; Thierse, Governance und Opposition, S. 38; Vidal-Naquet, 
Revue francaise de droit constitutionnel 77 (2009), 153, 159 ff.; vgl. auch Rozenberg/Thiers 
(Hrsg.), L'opposition parlementaire und Surel, Revue international de politique comparée 18 
(2011), 115 ff. 

31 Vgl. auch zum Begriff der parlamentarischen Opposition Helms, Politische Opposition, 
S. 12. 

32 Helms, Politische Opposition, S. 12 ff. 
33 Steffani, in: Röhring/Sontheimer/Röhring-Sontheimer (Hrsg.), Handbuch des deutschen 

Parlamentarismus, S. 314, 315. 
34 So z. B. Helms, Politische Opposition, S. 15 sowie Thierse, Governance und Opposition, 

S. 47 f.; Surel, Revue international de politique comparée 18 (2011), 115, 117 f. 
35 Zum Oppositionsbegriff in den USA m. w. N. vgl. auch Thierse, Governance und Oppo-

sition, S. 39 sowie zum Oppositionsbegriff in der Schweiz und der Bedeutung der Plebiszite 
für die Opposition vgl. Helms, Politische Opposition, S. 155 ff. 

36 Helms, Politische Opposition, S. 14. 
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verschiedener Oppositionsterminologien heraus einen eigenen systemübergrei-
fenden Oppositionsbegriff erarbeitet.37 Laut Ingold kennzeichnet Opposition, 
„die zumindest temporäre und situative Geltendmachung von Widerspruch und 
Alternativkonzeptionen im Rahmen des politischen Willensbildungsprozesses 
als Wahrnehmung typischer Oppositionsfunktionen durch unterschiedliche 
Akteure, mithin vorrangig als Prozess des Opponierens.“38 Ingold kommt in 
seiner Analyse zum Schluss, dass allen Oppositionswahrnehmungen unabhän-
gig von der jeweiligen Typologisierung gemein ist, dass diese grundsätzlich 
auf die Artikulation abweichender politischer Gestaltungsansprüche abzie-
len. 39  Somit sind nach diesem Ansatz Oppositionsphänomene unabhängig 
„vom konkreten Regierungssystem als spezifischer Modus der Politisierung 
durch Kritik-, Kontroll- und Kontingenzfunktionen von diversen politischen 
Akteuren zu begreifen.“40 Damit wird Opposition systemübergreifend nicht als 
eine stabile organisatorische Einheit bspw. innerhalb des Parlaments oder 
durch eine andere Institution verstanden, sondern als Funktion, die durch di-
verse politische Akteure in unterschiedlichen Konstellationen des politischen 
Willensbildungsprozess‘ wahrgenommen werden kann. Offen bleibt hierbei je-
doch wiederum, wer genau zu den diversen Akteuren gezählt werden kann, die 
die Oppositionsfunktionen wahrnehmen. 

Die Gesamtschau der hier vorgestellten Ergebnisse der vergleichenden Op-
positionsforschung ergibt kein einheitliches Bild. Der Fokus der Literatur liegt 
allzu häufig noch ausschließlich auf der parlamentarischen Opposition und der 
bloßen Darstellung der verschiedenen Oppositionstypen in den jeweiligen na-
tionalen Systemen.41 

2. Oppositionsbegriffe im Rechtsvergleich 

In der Vergangenheit wurden im Verfassungsvergleich sehr selten Oppositi-
onsfragen als eigenständige Vergleichsparameter herangezogen. Vielmehr er-
schöpften sich die überwiegenden vergleichenden Untersuchungen mit Rand-
bemerkungen oder Verweisen zur Opposition.42 Dies mag unter anderem auch 
daran liegen, dass aus verfassungsrechtlicher Sicht „die Opposition“ als solche 

 
37 Vgl. die ausführlichen Darstellungen bei Ingold, Das Recht der Oppositionen, S. 7 ff. 
38 Ingold, Das Recht der Oppositionen, S. 57. 
39 Ebenda. 
40 So auch Surel, Revue international de politique comparée 18 (2011), 115, 117. 
41 Ebenso Helms, Politische Opposition, S. 19.   
42 So z. B. Classen, Nationales Verfassungsrecht in der Europäischen Union, § 6, Rn. 429; 

Kokott/Kaspar, in: Rosenfeld/Sajó (Hrsg.), The Oxford handbook of comparative constitutio-
nal law, S. 795, 807 ff. zu den verfassungsprozessualen Optionen parlamentarischer Opposi-
tion; Bradley/Pinelli, in: Rosenfeld/Sajó (Hrsg.), The Oxford handbook of comparative consti-
tutional law, S. 650, 657 ff.; Sommermann, in: Bauer/Huber/ders. (Hrsg.), Demokratie in Eu-
ropa, S. 191, 212; Loughlin, in: Bogdandy/Villalón/Huber (Hrsg.), Handbuch Ius Publicum Eu-
ropeaum, Bd. I, S. 217 ff. 
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